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1. Teil 

Die grundgesetzliche und privatrechtliche 
Informationsordnung 

1. Abschnitt 

Einführung in das Problem 

In der Volkszählungsentscheidungt aus dem Jahre 1983 hat das Bundesver-
fassungsgericht den Begriff des "Rechts auf informationeHe Selbstbestimmung" 
als die Befugnis, selbst über die Preisgabe und Verwendung personenbezogener 
Daten zu bestimmen, aus dem Allgemeinen Persönlichkeitsrecht abgeleitet2 und 
die Grenzen dieses Rechts aufgezeigt. In der Datenschutzdiskussion wird diese 
Befugnis seither als Argumentationsgrundlage für einen weitergehenden Daten-
schutz verwendet. Der Gesetzgeber ist diesen Forderungen nunmehr mit der 
BDSG-Novelle in vorsichtiger Weise entgegengekommen. Das novellierte 
BDSG weitet im Vergleich zum BDSG alter Fassung das grundsätzliche Verbot 
der Datenverarbeitung für den privaten Bereich über die Datenspeicherung, 
-Übermittlung und -veränderung auf die Nutzung von Daten aus.3 Damit hat sich 
der Gesetzgeber einen weiteren Schritt von der herkömmlichen privaten Infor-
mationsordnung entfernt, wonach jedermann Informationen über andere erhe-
ben, sammeln, weitergeben oder vernichten kann, soweit er dadurch nicht in ge-
schützte Geheimnisbereiche (wie das Briefgeheimnis) eindringt oder sonstige 
absolute Rechte (wie die Ehre oder das Allgemeine Persönlichkeitsrecht) eines 
anderen verletzt. Da ein Mehr an Selbstbestimmung über Informationen gleich-
zeitig immer eine Beschränkung des Schutzes der Informationsinteressen ande-
rer bedeutet, stellt sich für den Juristen die Frage, ob der datenverarbeitende 
Bürger durch das nunmehr im novellierten BDSG noch ausgedehnte Informati-
onsverbot mit Ausnahmevorbehalt in seinen Rechten verletzt wird. Bisher wur-
den die Auseinandersetzungen über datenschutzrechtliche Fragen im Bereich 
des Privaten und im Verhältnis Staat/Bürger überwiegend unter negativen Vor-

1 Vgl. BVerjGE 65, 1 ff. 
2 Siehe BVerjGE 65, 1 (Leitsatz). 
l Vgl. § 4 I BDSG. 
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zeichen geführt. Im Vordergrund stand die Frage, wie die Ausforschung einer 
irgendwie gearteten Privatsphäre durch andere Private oder durch den Staat ver-
hindert werden kann. Mit der vorliegenden Arbeit sollen nun einmal die Infor-
mationsinteressen des einzelnen näher beleuchtet und den Geheimhaltungsinter-
essen der Betroffenen entgegengehalten werden, die infolge des "Pathos" vom 
"Recht auf informationeile Selbstbestimmung" oft überbewertet werden. Die 
nachfolgende Untersuchung stellt den Versuch dar, ein argumentatives Gleich-
gewicht in dem vom Gesetzgeber stets vorzunehmenden Abwägungsprozeß zwi-
schen Informations- und Geheimhaltungsinteressen zu schaffen. 

2. Abschnitt 

Wesen und Bedeutung der Information in der Gegenwart 

A. Der Informationsbegriff 

Das Verb "informieren" und das Substantiv "Information" sind im deutschen 
Sprachgebrauch schon seit dem 15. und 16 Jahrhundert bekannt.4 Die Begriffe 
wurden aus den lateinischen Wörtern "informare" und "informatio" entlehnt. In-
formieren heißt wie "informare" in seiner übertragenen Bedeutung "durch Un-
terweisung bilden, befähigen, unterrichten".s Information bedeutet dementspre-
chend Nachricht, Auskunft, Belehrung.6 Im 17. und 18. Jahrhundert nannte man 
bezeichnenderweise den Haus- und Hoflehrer "Informator".7 Schon der etymo-
logische Ursprung des Wortes "Information" zeigt damit ein wichtiges Charak-
teristikum von Informationen auf. Die Information ruft typischerweise beim 
Empfänger eine geistige Wirkung hervor. Windsheimer8 bezeichnet die Infor-
mation daher auch als ein komplexes Geschehen, in dessen Verlauf objektive 
Erscheinungen als geistige Wirkungen in den Bereich des subjektiven Geistes 
projiziert werden. Das Wort Information umfaßt letztlich drei Aspekte: den Vor-
gang des Informierens, wobei zwischen den beiden Vorgängen des "sich infor-
mieren" und ,jemanden informieren" zu unterscheiden ist, das Objekt der 

4 Vgl. Pfeifer, Etymologisches Wörterbuch, S. 739; Mackensen, Ursprung der Wöner, S. 190. 
5 So Pfeifer, Etymologisches Wörterbuch. S. 739. 
6 Vgl. Pfeifer, Etymologisches Wörterbuch, S. 739. 
7 Vgl. Pfeifer, Etymologisches Wörterbuch, S. 739. 
1 So Windsheimer, Die Information als Interpretationsgrundlage für die subjektiven öffentlichen 

Rechte des An. 5 I GG, S. 18. 
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Wahrnehmung (Erscheinung) und dessen Reflex im Subjektiven, den Begriff, 
die Vorstellung, das Bild, das dem menschlichen Bewußtsein vermittelt wird.9 

Der Gesichtspunkt des Hervorrufens geistiger Wirkungen beim Informations-
empfänger findet sich auch in anderen Definitionsversuchen des Informations-
begriffs. SteinbuchlO umschreibt Informationen als den Stoff, aus dem Entschei-
dungen gemacht werden. Haefner betont ebenfalls den pragmatischen Charakter 
der Information, wenn er schreibtll: 

.. Infonnation karm als eine Nachricht definien werden, die für den Empfänger eine Bedeutung hat; 
durch ihre Aufnahme wird der Empfänger in aller Regel veränden." 

Alle diese Begriffsumschreibungen schließen die Feststellung ein, daß der 
Mensch durch Informationen in seinem Handeln beeinflußt wird. Zur Illustration 
versetze man sich in die Lage eines Wanderers, der in unbekanntem Gelände an 
eine Weggabel kommt und nicht weiß, welchen der weiterführenden Wege er 
gehen soll. Ohne Information, wohin die Wege führen, geht er möglicherweise 
den falschen Weg und hat hierdurch Nachteile.l2 Zwischen Informationen und 
menschlichem Handeln besteht aber nicht nur in dem Sinne eine Abhängigkeit, 
daß sinnvolle Handlungen Informationen voraussetzen. Information und Hand-
lung stehen vielmehr - wie Egloffl3 klar herausgearbeitet hat - in einem wech-
selseitigen Abhängigkeitsverhältnis. Die menschliche Handlung produziert In-
formationen und setzt sie gleichzeitig voraus.l4 Egloff beschreibt Information 
daher auch als 

.. die von Menschen in eine Fonn gebrachte allgemeine Natur der Wirklichkeit. die die menschliche 
Praxis leitet und die Bestimmungen der abgebildeten Gegenstände realisien .... Durch lnfonnatio-
nen eignen sich die Menschen die Welt geistig an, um sie sich auch real anzueignen. "IS 

Damit sich nicht jedes Individuum erneut in direkter Auseinandersetzung mit 
der Umwelt die Wirklichkeit geistig aneignen muß, hat im Laufe der Geschichte 
ein Prozeß der Verallgemeinerung von Informationen eingesetzt.16 Der Mensch 
hat die Informationen aus ihrem jeweiligen Handlungskontext herausgelöst und 
verselbständigt, indem er sie mittels Sprache, Schrift und Bild übertragbar ge-

9 In diesem Sirme Windsheimer, Die lnfonnation als Interpretationsgrundlage für die subjektiven 
öffentlichen Rechte des An. 5 I GG, S. 17. Windsheimer unterscheidet jedoch nicht zwischen • .sich 
informieren" und ,jemanden infonnieren". 

1o So Sreinbuch, GRUR 1987,579 (581). 
11 Siehe Haefner, DerGroße Bruder. 1980, S. 15. 
12 Beispiel nach Sreinbuch. RDV 1988, 1 (2). 
13 Vgl. Egloff, DVR 1978, 115 (116 f0. 
14 So Egloff, DVR 1978, 115 (119). 
1s Siehe Egloff, DVR 1978, 115 (116). 
16 Vgl. Egloff, DVR 1978, 115 (117). 

2 Longer 
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